
Original Begründung oder Anmerkung

Der Schulträger gibt den als öffentlich-rechtliche 

Körperschaft anerkannten 

Religionsgemeinschaften folgende Daten der 

Schülerinnen und Schüler bekannt, die der 

entsprechenden Religionsgemeinschaft 

zugehören:

Ergänzen mit "auf Anfrage".

Vorbehalten bleiben die Bestimmungen dieses 

Erlasses zum Besuch von Privatschulen, 

Spitalschulen, Sonderschulen und Talentschulen.

Neben den genannten Schulformen sollten auch 

vertragliche Lösungen zwischen Schulträgern 

vorbehalten bleiben. Warum wird das hier nicht 

ausdrücklich ausgeführt - gibt es eine 

übergeordnete Regelung (was für eine), aufgrund 

derer darauf verzichtet worden ist?

die Schülerin oder den Schüler in den ersten drei 

Monaten des Schuljahres ein Jahr zurückstellen.

In solchen Fällen stellt sich die Frage, ob dem 

Schulträger nicht die Möglichkeit gegeben werden 

muss, die Zurückstellung mit verpflichtenden 

Auflagen verknüpfen zu können bzw. er sogar 

dazu verpflichtet werden muss.

Eine weitere Frage stellt sich auch, ab wann genau 

die Schulträger kostenpflichtig werden.

Das schnellere oder langsamere Durchlaufen 

eines Zyklus nach Art. 12 Abs. 2 dieses Erlasses 

verkürzt oder verlängert die Schulpflicht 

entsprechend. Vorbehalten bleibt die Entlassung 

aus der Schulpflicht nach Absolvierung von elf 

Schuljahren aus wichtigen Gründen. Verfahren 

und Zuständigkeit richten sich nach Abs. 2.

"oder langsamere" streichen

"oder verlängert" streichen

mit "... oder nach der zweiten Oberstufe, wenn 

eine geeignete Anschlusslösung vorliegt." 

ergänzen

Im dritten Zyklus erfolgt der Unterricht ganz oder 

teilweise nach Leistungsanforderungen. Die 

Durchlässigkeit wird gewährleistet.

Streichen. Aber bei der Verordnung einbringen.

Regelklassen: 16 bis 24 Schülerinnen und Schüler; Gegen die Bandbreite 16 - 24 ist nichts 

einzuwenden, wenn der Personalpool, der das 

regelt, nicht geändert wird.
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I. I. Art. 6 ³

I. II. 1. Art. 8 ²

I. II. 2. Art. 14 b)

I. II. 2. Art. 14 ³

I. II. 2. Art. 15 ²

I. II. 2. Art. 16 a)



Der Schulträger stellt die Anlagen Dritten zur 

Benützung zur Verfügung, soweit der Schul-

betrieb es gestattet.

Es handelt sich um öffentliche Räume, eine Schule 

ist aber nicht per se ein öffentlicher Raum, indem 

sich alle zu jeder Zeit aufhalten können, analog zu 

einem öffentlichen Park. Dies muss nicht im 

Gesetz stehen.

Sollte am Abs. 2 festgehalten werden, so müsste 

er umformuliert werden: "Der Schulträger kann 

die Anlagen...". Mit der im Gesetz gewählten 

Formulierung "stellt ... zur Verfügung" ergibt sich 

eine unnötig breite Verpflichtung des 

Schulträgers, praktisch jedermann die Anlagen am 

Abend, Wochenende, während den Ferien etc. zur 

Verfügung stellen zu müssen. Das geht viel zu 

weit.

Sonderpädagogische Massnahmen unterstützen 

Schülerinnen und Schüler mit besonderem 

Bildungsbedarf, insbesondere bei 

Schulschwierigkeiten, Verzögerungen oder 

Beeinträchtigungen in der Entwicklung, 

Behinderungen oder besonderen Begabungen im 

intellektuellen Bereich.

Allgemein fehlt eine Regelung, was die 

Finanzierung von integrierten 

Sonderschüler/innen bzw. Schüler/innen mit 

besonderem Förderbedarf in der Tagesstruktur 

betrifft. Oder könnte das ein Teil des 

Massnahmenpakets sein, welches für eine 

integrierte Sonderschülerin verfügt wird?

Er erlässt ein Förderkonzept. Dieses bedarf der 

Genehmigung durch die zuständige Stelle des 

Kantons.

Förderkonzept nur erlassen, "... Genehmigung ..." 

streichen - keine Bewilligungspflicht durch 

Kanton.

Eine Talentschule für Schülerinnen und Schüler in 

den Bereichen Sport, Musik oder Kunst richtet 

sich organisatorisch auf die Förderung der 

besonderen Begabung aus.

Talentschulen sollen zentralisiert und insgesamt 

reduziert werden, während Talentförderung bei 

den Schulträgern vor Ort geregelt werden sollte. 

Talentförderung soll gesamtheitlich sein. 

Integration steht auch hier im Vordergrund.

I. II. 2. Art. 25 ²

I. II. 5. Art. 39 ¹

I. II. 5. Art. 46 ²

I. II. 6. Art. 60 ¹



Die zuständige Stelle des Schulträgers kann den 

Besuch einer auswärtigen Talentschule bewilligen, 

wenn sich das Talent in der Regelschule am Ort 

des schulrechtlichen Aufenthalts nicht entfalten 

kann.

Talentschulen sollen nicht verpflichtend sein, 

sondern der letzte Entscheid soll bei den 

Schulträgern verbleiben. Aktuell gilt gemäss Art. 

53bis VSG in Verbindung mit Art. 11bis VVU, dass 

die Talentschule bewilligt werden muss, wenn 

der/die SuS eine Talentkarte als Lokales Talent 

von Swiss Olympic hat, an der Talentschule min. 

10h pro Woche trainiert, die Aufnahmeprüfung 

der Talentschule besteht und die Schule vom 

Bildungsdepartement anerkannt ist. 

Das Schulgeld beträgt 19'000 Franken pro Jahr. 

Aktuell erfolgt die Steuerung über die Verbände 

und Talentschulen anstelle über die 

finanzierenden Schulträger. Das muss sich ändern. 

Gefordert wird zudem, dass die Hürden für den 

Besuch einer Talentschule höher sein müssen. 

Talentschüler und -schülerinnen sollen in der 

Regelschule beschult werden können und dem 

Schulträger soll Flexibilität eingeräumt werden 

bezüglich Dispensation vom Unterricht etc.

haben am Ort ihres schulrechtlichen Aufenthalts 

Anspruch auf Therapien wie Logopädie und 

Psychomotoriktherapie, einschliesslich der dafür 

notwendigen Dienstleistungen der zentralen 

Abklärungsstelle. Die zuständige Stelle des 

Schulträgers entscheidet über Art und Umfang der 

Leistungen. Der Schulträger trägt die Kosten;

"Anspruch auf Therapien wie Logopädie und 

Psychomotoriktherapie" streichen und wie bis 

anhin begrenzen auf "schwerwiegende 

sprachliche Leiden."

Die Spitäler und Einrichtungen der ambulanten 

Krankenpflege durch Ärztinnen und Ärzte mit 

tagesklinischen Angeboten im Sinn des 

Bundesgesetzes über die Krankenversicherung 

vom 18. März 1994^9^ führen eine Spitalschule, 

sofern die Leistungsvereinbarung, die sie mit dem 

Kanton abgeschlossen haben, dies vorsieht. Die 

Schulträger werden in die Erarbeitung der 

Leistungsvereinbarung einbezogen.

Die Spitalschulsteuerung soll über ein eigenes 

Lenkungsgremium, in wechem die Schulträger 

auch vertreten sind, geschehen oder alternativ 

über den Lenkungsausschuss Sonderpädagogik 

geführt werden.

I. II. 6. Art. 62 ¹

I. II. 7. Art. 66 a)

I. II. 8. Art. 68 ¹



Die zuständige Stelle des Kantons beaufsichtigt 

die Schulen.

Die Schulaufsicht ist ein erforderlicher 

Administrativakt. Kein Ausbau der Schulaufsicht. 

Die vorhandenen / erhobenen Daten müssen den 

Schulträgern zur Verfügung gestellt werden, 

wobei diese auch auf kommunaler Ebene 

ausgewertet werden können .

Die Schulträger finanzieren mit CHF  1,2 Mia fast 

vollständig die Aufgabe der Volksschulen. Mit 

dem letzten Sparpaket hat die Regierung auch die 

Kosten für die Schulaufsicht auf die Gemeinden 

abgeschoben. Im Sinne einer nur ansatzweisen 

Kostenäquivalenz muss der Kanton diese kleine 

Aufgabe selber finanzieren. 

Antrag: Der Kanton finanziert die Kosten für die 

Schulaufsicht.

Inhaltlich soll das administrative /finanzielle 

Controlling soll über den Kanton gewährleistet 

werden. Das Qualitätskonzept resp. die 

Überprüfung der Schul- und Unterrichtsqualität 

soll mit geeigneten externen Anbietern verbessert 

werden.

Wer Kenntnis davon erhält, dass eine Schülerin 

oder ein Schüler in einer Schule oder im Rahmen 

der schulpsychologischen Versorgung oder eines 

ergänzenden Angebots in ihrer oder seiner 

physischen, psychischen oder sexuellen Integrität 

erheblich beeinträchtigt oder gefährdet ist, ist 

verpflichtet, der Aufsichtsbehörde Meldung zu 

erstatten.

Streichen, ggf. nur Pflicht für Privatschulen.

Keine Meldung von Gefährdungen an die 

Schulaufsicht. Nur weil es mit der Domino 

Servitute-Schule Probleme gab, ist das kein Grund 

die Bürokratie im ganzen Kanton aufzublasen. Die 

öffentlichen Schulträger operieren sehr 

verantwortungsbewusst. Dieser Artikel könnte 

allenfalls im Kapitel der Privatschule 

aufgenommen werden.

Die schwerste disziplinarische Massnahme ist der 

vorübergehende Ausschluss aus der Schule.

Den Begriff «vorübergehende» streichen. Ein 

Schulausschluss mit Anschlussmöglichkeit muss 

weiterhin möglich sein und in der Kompetenz des 

Schulträgers verbleiben (ein KESB-Verfahren 

dauert viel zu lange).

In begründeten Fällen kann als Lehrperson 

befristet angestellt werden, wer weder ein 

anerkanntes Lehrdiplom noch eine gleichwertige 

Qualifikation besitzt, jedoch eine ausreichende 

Ausbildung nachweist und die persönlichen 

Voraussetzungen erfüllt.

Im ersten Jahr werden Lehrpersonen generell 

befristet angestellt.

I. II. 9. Art. 70 ¹

I. II. 9. Art. 71 ¹

I. III. Art. 75 ²

I. IV. Art. 76 ³



Sie kann durch Verordnung die zuständige Stelle 

des Schulträgers ermächtigen, Lehrpersonen mit 

einem Beschäftigungsgrad von weniger als 30 

Prozent oder mit einem befristeten 

Arbeitsverhältnis von weniger als fünf Wochen 

Dauer von den Arbeitsfeldern Schülerinnen und 

Schüler oder Schule zu befreien.

Anpassen: "Schülerinnen und Schüler und/oder 

Schule zu befreien."

Die zuständige Stelle des Schulträgers bezeichnet 

eine Lehrperson, welche die Lehrperson während 

der Berufseinführung berät und fördert.

Die Formulierung erweist sich als zu einengend für 

die Schulträger. Sie muss deshalb zu Gunsten der 

Schulträger allgemeiner und weiter gefasst 

werden, so dass diese mehr Spielraum haben und 

vor Ort selbst entscheiden können, wie sie die 

Berufseinführung ausgestalten wollen (z.B. auch 

durch den Einsatz der Schulleitung).

Das Arbeitsverhältnis kann durch die zuständige 

Stelle des Schulträgers oder durch die Lehrperson 

auf das Semesterende gekündigt werden.

Ergänzen mit der Regelung im aktuellen VSG, Art. 

68bis Abs. 1 «Kündigt von zwei Lehrpersonen, die 

ein Pensum teilen, eine das Arbeitsverhältnis, 

kann der Rat das Arbeitsverhältnis der anderen 

Lehrperson kündigen.»

Konvente der Lehrpersonen sind Organe der 

Mitverantwortung.

Art. 85 ist zu streichen oder es sind auch die 

Organisationen der Arbeitgeberseite zu 

erwähnen. Im neuen Gesetzt wird einerseits auf 

Arbeitnehmerseite (KLV) die Zusammenarbeit mit 

den Lehrpersonen so umfassend formal behandelt 

, während andererseits auf der Arbeitgeberseite 

(SGV, VPS, VSLSG) weder die Zusammenarbeit mit 

den Schulträgern noch den Schulleitungen im 

neuen Gesetz formal aufgeführt werden.

Der Schulträger kann Assistenzpersonen 

einsetzen, die im Auftrag der Lehrperson 

unterstützende Aufgaben im Unterricht 

wahrnehmen.

Aus legalistischer/systematischer Sicht stellt sich 

die Frage, weshalb Assistenzpersonen im Kapitel 

"IV. Lehrpersonen" geregelt werden.

Zu Schulassistenzen gibt es gemeinsame 

Empfehlungen von SGV, VSLSG und KLV 

(https://www.sgv-

sg.ch/fileadmin/user_upload/dokumente/2026_E

mpfehlungen_zur_Schulassistenz.pdf)

Eine Kantonsvertretung übernimmt den Vorsitz. Anpassen: Der Vorsitz wir alternierend von einer 

Vertretung des Kantons und einer Vertretung der 

Gemeinden und Schulträger übernommen.

Die Schulleitung ist verantwortlich für die 

administrative, organisatorische, pädagogische 

und personelle Führung der Volksschule und leitet 

die Arbeiten betreffend Schulqualität und 

Schulentwicklung.

Anpassung: "... verantwortlich für administrative, 

..." ("die" streichen)

Anpassung: "... Führungsaufgaben ..." ("Führung 

der Volksschule" streichen)

I. IV. Art. 77 ⁴

I. IV. Art. 79 ¹

I. IV. Art. 83 ¹

I. IV. Art. 85 ¹

I. IV. Art. 87 ¹

I. VI. Art. 101 ²

I. VI. Art. 103 ²



Klassenzuweisung; Streichen.

I. VII. Art. 107 a)



Totalrevision Volksschulgesetz 

 

Fragebogen 

 

Organisation Volksschule Frage 1 

**Sind Sie einverstanden, dass die Organisation der Schuleingangsstufe (erster 

Zyklus) flexibilisiert wird und den Schulträgern mehrere Organisationsformen 

offenstehen, zu denen neben dem Kindergarten sowie der ersten und zweiten Klasse 

der Primarschule insbesondere auch die altersdurchmischt geführte Basisstufe 

gehört?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 2 

Botschaft Abschnitt 3.2.2.c 

**a) Sind Sie einverstanden, dass die Organisation im dritten Zyklus flexibilisiert wird 

und den Schulträgern die folgenden Organisationsformen offenstehen:** 

**leistungsgetrennte Oberstufe;** 

**leistungsgetrennte Oberstufe mit Niveauunterricht;** 

**kooperative Oberstufe mit Niveauunterricht sowie** 

**gemischte Oberstufe mit Niveauunterricht?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 2 

Botschaft Abschnitt 3.2.2.c 

**b) Soll die leistungsgetrennte Oberstufe (Sekundarschule und Realschule) nur 

noch befristet für eine bestimmte Zeit zugelassen werden?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 3 

Botschaft Abschnitt 3.6.2 

**a) Sind Sie einverstanden, dass an der Grundausrichtung der Beurteilung und am 

Notenzeugnis festgehalten wird?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 
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Organisation Volksschule Frage 3 

Botschaft Abschnitt 3.6.2 

**b) Sind Sie einverstanden, dass die Phase ohne Notenzeugnis von heute drei 

Jahren (Kindergarten sowie erste Klasse der Primarschule) auf künftig vier Jahre 

(gesamter erster Zyklus) verlängert wird?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 4 

Botschaft Abschnitt 3.5.2 

**a) Sind Sie einverstanden, dass ein Urlaub für eine Familienauszeit eingeführt 

wird?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 4 

Botschaft Abschnitt 3.5.2 

**b) Falls ein Urlaub für die Familienauszeit eingeführt werden soll: Sind Sie mit den 

Modalitäten einverstanden? Diese sehen vor, dass der Urlaub einmal während der 

Volksschulzeit bezogen werden kann, maximal 35 aufeinanderfolgende Schultage 

dauert und die Eltern für die Sicherstellung der Erreichung der verpassten 

Lerninhalte zuständig sind.** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Organisation Volksschule Frage 5 

Botschaft Abschnitt 3.9.2 

**a) Sind Sie einverstanden, dass die Schulträger weiterhin verpflichtet sind, den 

Landeskirchen Räumlichkeiten für die Erteilung des Religionsunterrichts unentgeltlich 

zur Verfügung zu stellen und dass die Lektionen für den Religionsunterricht weiterhin 

in den Stundenplan aufgenommen werden?** 

[x] mehrheitliche Ablehnung 
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Organisation Volksschule Frage 5 

Botschaft Abschnitt 3.9.2 

**b) Sind Sie einverstanden, dass der landeskirchliche Religionsunterricht neu 

ausserhalb der Blockzeiten beziehungsweise zu Randzeiten stattfindet?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Privatbeschulung Frage 6 

Botschaft Abschnitt 3.12.2.c 

**Sind Sie damit einverstanden, dass die Aufsicht über die Privatschulen im Sinne 

der Berichterstattung der staatswirtschaftlichen Kommission zur Domino Servite 

Schule verschärft wird?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Privatbeschulung Frage 7 

Botschaft Abschnitt 3.12.2.d 

**Sind Sie einverstanden, dass privater Einzelunterricht künftig nicht mehr 

zugelassen wird und stattdessen der private Gruppenunterricht mindestens fünf 

Kinder pro Schulzyklus voraussetzt sowie eine Privatschulbewilligung?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Sonderbeschulung Frage 8 

Botschaft Abschnitt 3.11.2 

**a) Sind Sie einverstanden, dass im neuen Volksschulgesetz zusätzlich zur 

separierten Sonderschulung auch die integrierte Sonderschulung mit definierten 

Kriterien ermöglicht wird?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 
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Sonderbeschulung Frage 8 

Botschaft Abschnitt 3.11.3.b 

**b) Nach geltendem Recht entrichtet der Schulträger für jede Schülerin und jeden 

Schüler in einer Sonderschule einen pauschalen Schulträgerbeitrag (aktuell 40'000 

Franken). Sind Sie damit einverstanden, dass der Kostenanteil der Schulträger 

weiterhin je Kind mit einer Sonderbeschulung (neu integrativ oder separativ) mit einer 

Pauschale geleistet wird?** 

[x] mehrheitliche Ablehnung 

 

Sonderbeschulung Frage 8 

Botschaft Abschnitt 3.11.3.b 

**c) Oder bevorzugen Sie ein alternatives Finanzierungsmodell mit einer zusätzlichen 

solidarischen Komponente? Ein Teilbetrag des hälftigen Kostenanteils der 

Schulträger an den verstärkten sonderpädagogischen Massnahmen wird nach der 

Zahl der Schülerinnen und Schüler auf alle Schulträger verteilt. Dabei werden 

sämtliche Schülerinnen und Schüler berücksichtigt, ungeachtet dessen, ob diese 

eine verstärkte sonderpädagogische Massnahme beanspruchen oder nicht. Der 

zweite Teil wird unverändert über einen Schulträgerbeitrag je Kind mit einer 

Sonderbeschulung geleistet.** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Sonderbeschulung Frage 9 

Botschaft Abschnitt 3.11.6.b 

**Sind Sie einverstanden, dass ein Lenkungsausschuss Sonderpädagogik 

geschaffen wird, in dem Kanton und Gemeinden die Koordination und Steuerung der 

Sonderpädagogik gemeinsam übernehmen?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Bildungsrat 

Botschaft Abschnitt 3.19 

**a) Soll ein Bildungsrat für die Volksschule und die Mittelschule beibehalten 

werden?** 

[x] mehrheitliche Ablehnung 
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Bildungsrat 

Botschaft Abschnitt 3.19.2 

**b) Falls der Bildungsrat weiterhin bestehen soll: Sind Sie einverstanden, dass er 

unter der Bezeichnung Bildungsbeirat neu als ausschliesslich beratendes Gremium 

für das Bildungsdepartement und die Regierung ausgerichtet wird?** 

[x] vollumfängliche Zustimmung 

 

Bildungsrat 

Botschaft Abschnitt 3.19.2 

**c) Falls der Bildungsrat weiterhin bestehen soll: Sollen dem Bildungsbeirat 

hinsichtlich der Mittelschulen in Ergänzung zur beratenden Funktion 

Entscheidkompetenzen zugeordnet werden, z.B. zum Erlass von Lehrplänen oder 

Reglementen oder im Bereich der Beaufsichtigung der Mittelschulen?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Bildungsrat 

Botschaft Abschnitt 3.19.2 

**d) Sind Sie einverstanden, dass nach Vorliegen der Ergebnisse zum VII. Nachtrag 

des Berufsbildungsgesetzes nebst den dort behandelten Optionen 

«Berufsbildungsrat» und «Sekundarstufe-II-Rat» auch die Option 

«Gesamtbildungsrat» geprüft wird?** 

[x] mehrheitliche Zustimmung 
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Würdigung 

 

Wie hoch ist Ihre Zustimmung zur Vorlage insgesamt? 

[x] mehrheitliche Zustimmung 

 

Grundsätzliches zur Vorlage 

Frage 2: Es soll auch die gemischte Oberstufe mit Niveauunterricht innerhalb der 

Klassen offenstehen. 

Frage 3a): Zudem ist über die Verordnung klar zu regeln, dass die ALSV-Bögen dem 

Zeugnis beizulegen sind. Die ALSV-Bögen sind weiterzuentwickeln und 

überfachliche Qualifikationen zu berücksichtigen. 

Frage 4b): Nicht im Gesetz fixieren, sondern in der Verordnung. 

Frage 5: Grundsätzlich sollen der Staat und die Kirche konsequent getrennt werden. 

Gemäss Art. 2 Abs. 2 ist die Volksschule «konfessionell und weltanschaulich 

neutral». Folglich ist Art. 37c) zu streichen. 

Frage 5a) Sollten die Lektionen für den Religionsunterricht wider Erwarten weiterhin 

in den Stundenplan aufgenommen werden, so wäre keine einseitige, sondern eine - 

gegenseitige - unentgeltliche zur Verfügungstellung von Räumlichkeiten im Gesetzt 

zu verankern. 

Frage 5b): Die «mehrheitliche Zustimmung» gilt nur für den Fall, dass der 

Religionsunterricht wider Erwarten weiterhin Bestandteil des VSG bleiben sollte. 

Diesfalls müsste der Religionsunterricht nicht nur ausserhalb der Blockzeiten 

beziehungsweise zu Randzeiten, sondern auch - ökumenisch - stattfinden.  

Ansonsten «vollumfängliche Ablehnung». 

Frage 9: "vollumfängliche Zustimmung", aber mit - alternierendem - Vorsitz bei der 

Art. 101b) Abs. 2. 

Frage 10a) Die vorgeschlagene Variante eines strategisch beratenden Bildungsrates 

ist nicht zielführend. Die Verwaltung darf aber auch nicht zu viel «Macht» erhalten / 

eine schlanke Bürokratie ist angezeigt (eine gute Verwaltung kann wirksam sein, der 

Kantonsrat kann die Verwaltung, wie in anderen Departementen, beaufsichtigen), 

ohne das Gremium sind Verhältnisse klarer. Es sollen die Schulträger angehört 

werden und sie sollen ein Antragsrecht haben, nicht ein neues Fachgremium. Mit der 

neuen Idee werden Parallelorganisationen geschaffen. Alternativ könnten Lösungen 

gesucht werden, in welchen die Schulträger oder der Kantonsrat auf Beschlüsse des 

Bildungsrates einwirken könnte, bzw. Änderungen anregen kann/verlangen kann. 
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Frage 10 c) und d): Aus legistischer Sicht stellt sich die Frage, weshalb in einem 

«Volksschul»Gesetz Kompetenzen geregelt werden, die nichts mit der Volksschule 

zu tun haben. 


